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Einordnung: gesetzlich geförderte kostenlose Beratung, aber kein allgemeiner
Anspruch auf einen kostenlosen Anwalt in jedem Gerichtsverfahren. Kurze
Fristen und Sprachbarrieren machen diese Lücke besonders bedeutsam.

“

Unentgeltliche
Asylverfahrensberatung

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__12a.html


sein. Sie soll möglichst schon vor der BAMF-Anhörung beginnen und kann bis zum unanfechtbaren
Abschluss des Asylverfahrens reichen. Besondere Verfahrens- oder Aufnahmebedürfnisse sollen
berücksichtigt werden.

Das ist eine echte statusbezogene Unterstützungsleistung. Hintergrund sind die Komplexität des
Asylrechts, kurze Fristen, Sprachbarrieren und die Tatsache, dass Fehler in der ersten Anhörung
später schwer korrigierbar sein können.

Die geförderte Beratung kann im Rahmen des Rechtsdienstleistungsgesetzes rechtliche Hilfe
umfassen. Sie ersetzt aber nicht in jedem Fall eine anwaltliche Vertretung vor Gericht. Im
deutschen Verwaltungsprozess besteht in der ersten Instanz vor dem Verwaltungsgericht kein
Anwaltszwang; die betroffene Person darf sich selbst vertreten.

Formale Selbstvertretung bedeutet jedoch nicht tatsächliche Waffengleichheit. Ein
Berufungszulassungsantrag, komplexe Beweisanträge oder ein Eilantrag gegen eine unmittelbar
drohende Abschiebung sind ohne Fachkenntnis kaum sicher zu bewältigen.

Bedürftige können Prozesskostenhilfe erhalten, wenn die Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht
auf Erfolg bietet und nicht mutwillig ist. Diese Prüfung gilt grundsätzlich auch für andere mittellose
Kläger. Sie schafft also keine flüchtlingsspezifische Bevorzugung.

Das praktische Problem: Ob Erfolgsaussicht besteht, wird gerade in einem frühen Stadium geprüft,
in dem Tatsachen und Beweise noch schwer zugänglich sein können. Wird Prozesskostenhilfe
abgelehnt, kann anwaltliche Unterstützung finanziell unerreichbar bleiben.

Bei Freiheitsentziehung gelten stärkere Schutzanforderungen. Betroffene müssen über Rechte
informiert, persönlich angehört und gegebenenfalls durch einen Verfahrenspfleger oder
Rechtsbeistand unterstützt werden. Die konkrete Pflicht hängt von Verfahrensart und aktueller

Beratung ist nicht automatisch
anwaltliche Vertretung

Prozesskostenhilfe

Besondere Vertretung in Haft- und
Grenzverfahren



Gesetzesfassung ab.

Im Zuge des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems sind seit 2026 zusätzliche unionsrechtliche
Beratungs- und Verfahrensgarantien zu beachten. Welche Regel anwendbar ist, hängt vom
Zeitpunkt und Typ des Verfahrens ab.

Kostenlose Spezialberatung ist ein echter Vorteil gegenüber vielen anderen Verwaltungsverfahren.
Sie soll aber einen strukturellen Nachteil ausgleichen und garantiert weder flächendeckende
Erreichbarkeit noch anwaltliche Begleitung in jeder Instanz. Für die Fairness kommt es daher auf
Finanzierung, Unabhängigkeit, Qualität, Sprachzugang und rechtzeitige Erreichbarkeit an.

§ 12a AsylG – Asylverfahrensberatung
§ 166 VwGO – Prozesskostenhilfe
§ 67 VwGO – Vertretung vor Verwaltungsgerichten
BAMF: Informationen zur behördenunabhängigen Asylverfahrensberatung

Stand: 9. August 2026. Die seit Juni 2026 schrittweise anwendbaren EU-Regeln sollten bei
konkreten Verfahren zusätzlich geprüft werden.

Vorteil und Grenze
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